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Hat die marktwirtscha!liche Demokratie im 
21. Jahrhundert noch eine Chance?

Die Europäische Währungsunion in der Finanzkrise

ULRIKE LIEBERT

Von der Finanzkrise zur Demokratievertrauenskrise

Wer den medialen Debatten zur Finanzkrise der letzten Jahre folgte, konnte erken-
nen, dass die Krisenpolitik, sei es in Grossbritannien, in Deutschland oder in Grie-
chenland, das ö!entliche Grundvertrauen in die Demokratie erschütterte: «It’s not 
just our leaders who are in a crisis. Democracy itself is failing. The world’s statesmen 
no longer shape events but merely respond to them, in thrall to market forces», so 
The Guardian.1 In der globalen Finanzkrise ginge es doch nicht nur um das Vertrauen 
in den Geldmarkt, die Banken und die Finanzstabilität, warnte Heribert Prantl in 
der Süddeutschen Zeitung, sondern «auch um das Vertrauen in die Souveränität und 
die Gestaltungskraft der Demokratie».2 Eine Linksextremismusstudie an der Freien 
Universität Berlin gelangte gar zu dem Schluss, über 60% der Deutschen glaubten, 
dass die Wirtschaft einen zu starken Einfluss auf die Politik und mehr zu sagen hätte 
als die Wähler, und deswegen in der Bundesrepublik keine echte Demokratie herr-
sche.3 Diesen Argwohn spitzte Blockupy 2013 zum Slogan zu: «Sie wollen Kapitalis-
mus ohne Demokratie, wir wollen Demokratie ohne Kapitalismus.»4 Der Westen 
leide mindestens so sehr unter einer Demokratie- wie unter einer Finanzkrise, so 
auch der Befund des marxistischen Philosophen Slavoj Žižek, der argumentierte: 
«The least one can say is that this crisis o!ers proof that it is not the people but ex-
perts themselves who do not know what they are doing.»5 Der Druck der Finanzkrise 
hat die Anhänger der Demokratie in Europa in eine Vertrauenskrise gestürzt, und 
populistischen Protestbewegungen zur Macht verholfen. So konnte im Januar 2015 

 1 Peter Beaumont, It’s not just our leaders who are in a crisis. Democracy itself is failing, The Guardian, 
20. November 2011, www.theguardian.com/commentisfree/2011/nov/20/peter-beaumont-democracy- 
in-crisis [11. November 2015].

 2 Heribert Prantl, Demokratiealarm, Süddeutsche Zeitung, 11. Mai 2010, www.sueddeutsche.de/wirt-
scha!/"nanzkrise-in-deutschland-demokratiealarm-1.533747 [11. November 2015].

 3 Vgl. Klaus Schroeder, Monika Deutz-Schroeder, Gegen Staat und Kapital – für die Revolution! Linksextre-
mismus in Deutschland – eine empirische Studie, Frankfurt am Main etc. 2015.

 4 Vgl. Blockupy Koordinierungskreis Frankfurt (2013), https://blockupy.org/2096/sie-wollen-kapitalis-
mus-ohne-demokratie-wir-wollen-demokratie-ohne-kapitalismus-teaser/ [11. November 2015].

 5 Slavoj Žižek, The west’s crisis is one of democracy as much as "nance, The Guardian, 16. Januar 2013, 
www.theguardian.com/commentisfree/2013/jan/16/west-crisis-democracy-"nance-spirit-dictators 
[11. November 2015].
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im krisengeschüttelten Griechenland das linksradikale Parteienbündnis Syriza die 
Regierungsmacht erlangen, indem es einen Kreuzzug gegen die postdemokratische 
Herrschaft der neoliberalen Ökonomie versprach.

Diese derzeit tief in die europäischen Gesellschaften hineinwirkende Legitima-
tionskrise der Demokratie bedarf einer Klärung. Denn die Entstehung der Demokra-
tie aus den Klassenkämpfen der sich entwickelnden kapitalistischen Gesellschafts-
ordnung im 19./20. Jahrhundert war zwar immer schon eine Geschichte periodischer 
Wirtschaftskrisen, diese führten aber nicht immer auch zu demokratischen Legitimi-
tätskrisen. Nur die Siege des Faschismus in der Zwischenkriegszeit liessen sich auf 
die Krise der bürgerlichen Demokratie, und diese auf die verheerenden gesellschaft-
lichen Auswirkungen der Weltwirtschaftskrise zurückführen. In den Blütezeiten der 
bürgerlichen Demokratie gelang es den Kapitaleigentümern dagegen, «durch die 
Macht ihrer Ideen über alle Klassen des Volkes» zu herrschen, so der Austromarxist 
Otto Bauer.6 Diese Hegemonie der kapitalistischen Demokratie konnte sich histo-
risch auf zwei Ideen stützen: Dass das Privateigentum an Produktionsmitteln und die 
Marktwirtschaft als Grundpfeiler der freiheitlichen Demokratie dienten, und dass 
die repräsentative Demokratie und der Rechtsstaat die kapitalistische Wirtschafts-
ordnung stabilisieren halfen. In der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts trat das auf 
diesen Ideen gründende Modell der kapitalistischen Demokratie seinen Siegeszug 
an, zunächst in Westeuropa, nach 1989 auch in Ost-/Ostmitteleuropa. Nicht zuletzt 
dank der europäischen Integration und solange Binnenmarkt und Währungsunion 
allgemeine materielle Prosperität versprachen, konnte es seine Geltung behaupten.

Infolge des grossen Finanzcrashs von 2008 ist dieses Modell in Misskredit ge-
raten. Manche Autoren ziehen gar historische Parallelen zum Crash von 1929 und zu 
den Zusammenbrüchen mehrerer europäischer Demokratien in der Zwischenkriegs-
zeit. Die Befürchtung greift um sich, dass die derzeitige Finanz- und Wirtschaftskrise 
die europäischen Demokratien abermals in den Zusammenbruch treiben würde.7 In 
der wissenschaftlichen Debatte ist die Demokratiefrage noch mehr als acht Jahre 
nach Krisenausbruch umstrittener denn je: Auf der einen Seite behaupten realistisch 
erscheinende, aber resignative Narrative, dass ein Niedergang der Demokratie durch 
deregulierte globale Finanzmärkte unabänderlich, ihr Abbau auf das Mass einer «fi-
nanzmarktförmigen» Postdemokratie alternativlos sei. Auf der anderen Seite pro-
pagieren optimistischere Narrative, gegenüber dem globalen Finanzkapitalismus 
entweder die Rückkehr zum demokratischen Nationalstaat und der sozialen Markt-
wirtschaft anzutreten, oder aber den Ausbau einer demokratiefähigen Euro-Union 
voranzutreiben. Die Kritik der Irrationalitäten der kapitalistischen Finanzmarkt-
ökonomie ist dabei sowenig der Linken vorbehalten wie die Kritik am Schuldenstaat 
der Rechten.8 Und sie entzündeten sich nicht nur an Missständen in den von der 

 6 Vgl. das Kapitel «Die Krise der Demokratie» in Otto Bauer, Zwischen Zwei Weltkriegen? Die Krise der 
Weltwirtscha!, der Demokratie und des Sozialismus, Bratislava 1936, S. 112.

 7 Vgl. Mark Mazower, European democracy enters dangerous times, Financial Times, 30. Januar 2015, 
http://on.!.com/1A7eYbP [11. November 2015].

 8 Für eine konservative Kritik am Finanzkapitalismus siehe Frank Schirrmacher, Ego. Das Spiel des Le-
bens, München 2013; für eine linke Kritik am Schuldenstaat siehe Wolfgang Streeck, Gekau!e Zeit. Die 
vertagte Krise des demokratischen Kapitalismus, Frankfurt am Main 2013.
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Finanzkrise besonders schwer betro!enen Euro-Ländern wie Griechenland, Irland 
oder Italien, sondern auch an der Malaise der Demokratie in relativ wettbewerbsfä-
higen Ökonomien wie Deutschland.

Der vorliegende Beitrag zielt auf eine Klärung des Zusammenhangs von Demo-
kratie und Kapitalismus in Zeiten der Finanzkrise, mit einem Fokus auf der Euro-
zone. Dieser wirft zwei Fragen auf: Welche Gründe werden geltend gemacht, dass die 
neueste globale Finanzkrise zwangsläufig zur Krise der Demokratie führe, ja dass der 
grenzenlose Kapitalismus des 21. Jahrhunderts ihren Niedergang unausweichlich 
mache? Und andererseits: Soweit Alternativen zu diesem Szenario denkbar sind; auf 
welche Ideen, Institutionen und Strategien sollte die Demokratie bauen, wenn sie im 
21. Jahrhundert noch Chancen haben soll?

Im Folgenden sollen zunächst die Narrative zum Niedergang der Demokratie 
behandelt und sodann Alternativen zur Renationalisierung beziehungsweise zum 
Wandel der Demokratie gesichtet werden, um jeweils herauszuarbeiten, mit wel-
chen Gefährdungen und Chancen es die Demokratie im Stress der Finanzkrise zu 
tun hat. Im Fazit entwickle ich hieraus das Argument, dass eine politisch regierte 
Euro-Union kein Hindernis für die Demokratie im globalisierten Finanzkapitalis-
mus darstellen muss, sondern unter bestimmten Bedingungen die Lösung des poli-
tischen Trilemmas ermöglichen kann.

Skeptische Narrative: Untergang der Demokratie infolge der Euro-Finanzkrise

Die Beziehungen zwischen Demokratie und Kapitalismus galten auch unter ver-
gleichsweise günstigen Bedingungen niemals als völlig konfliktfrei: Anhänger der 
Marx’schen Lehre gingen davon aus, dass der Kapitalismus die Demokratie unter-
miniere, da eine ungleiche Verteilung des Reichtums den politischen Wettbewerb 
verzerre. Parteigänger von Milton Friedman und Joseph Schumpeter dagegen ver-
traten die Ansicht, dass die Demokratie den Kapitalismus aus den Angeln hebe, weil 
sie es Mehrheiten erlaube, marktverzerrende Massnahmen zu tätigen. Der im Wes-
ten einschliesslich Europas im 20. Jahrhundert entwickelte historische Kompromiss 
zwischen Kapitalismus und Demokratie geriet infolge der Machtverschiebungen 
zwischen Staaten und transnationalen korporativen Akteuren seit Ende des 20. Jahr-
hunderts ins Ungleichgewicht. Wenn Optimisten darauf verweisen, dass alle demo-
kratischen Systeme in eine Form von kapitalistischer Marktwirtschaft eingebettet 
seien, wenden Pessimisten ein, dass für den Erfolg des Kapitalismus Demokratie ja 
nicht unabdingbar sei, wie es die Beispiele eines autoritären Kapitalismus bewiesen. 
In dieser Perspektive legen die Erfahrungen der neuesten europäischen Finanzkrise 
nahe, dass das frühere Pendeln zwischen Interessenkompromiss und -konflikten, 
zwischen Demokratie und Kapitalismus einer Phase der Entfremdung gewichen 
ist: Je mehr aufgrund der Staatsschuldenkrise der Primat der Ökonomie herrsche, 
umso mehr verblieben aufseiten der Demokratie nur mehr Wahlen ohne politische 
Wahlalternativen. Dass die Kernideen der kapitalistischen Demokratie seit 2007/8 
zunehmend auf Zweifel stossen, dafür werden je nach disziplinärem Hintergrund 
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und normativen Präferenzen im Einzelnen recht unterschiedliche Gründe genannt. 
Im Folgenden seien die wichtigsten zusammengefasst.

(1) Demokratiekrise durch rechtsextremistische Kräfte – historische Analogien. Der His-
toriker Mark Mazower sieht infolge des Aufstiegs rechtsextremistischer Parteien 
eine «Demokratiekrise» heraufziehen.9 Nach den Europawahlen 2014 seien Paralle-
len zum Umsturz der Weimarer Republik durch den erstarkenden rechtsextremen 
Rand auch über Griechenland hinaus für Frankreich, Dänemark, und letztlich den 
gesamten Kontinent gegeben. Im Schatten der Finanz- und Schuldenkrise begännen 
für die europäische Demokratie gefährliche Zeiten, so Mazower, denn: «In short, 
the battle to defend the continent’s shared currency is reviving a rightwing langu-
age of national purity, racism and independence.»10 Seine Besorgnis hinsichtlich der 
Zukunftsfähigkeit der Demokratie wurzelt nicht nur im Aufstieg des Extremismus 
und der Unfähigkeit der Demokraten, aus historischen Fehlern zu lernen: «The 
worry that emerges […] is not that democracy faces extinction but that the kind of 
democracy that now envelops us – with its billionaires and its unemployed millions, 
its surveillance state and its unelected technocrats, its individual gratification and 
its ever-narrowing visions of the collective good – is one that previous generations 
would have regarded as a nightmare.»11 Auch der Finanzjournalist Philip Cogan zieht 
in seinem Buch The Last Vote einen Vergleich zwischen Europa und dem Deutschland 
der dreissiger Jahre: Wie damals sei die westliche Demokratie durch den Trend zum 
Extremismus gefährdet: Wirtschaftliche Probleme führten zur Desillusionierung 
der Wähler mit den «mainstream»-Politikern und deren Austeritätsökonomie, was 
wiederum extremistischen Parteien und deren antagonistischer politischer Rhetorik 
Auftrieb verscha!te.12

(2) Ende der Demokratie infolge der «Diktatur der kapitalistischen Marktwirtschaft». 
Der Vorwurf der Geschichtsvergessenheit mag auf manche liberale Demokraten und 
Regierungen zutre!en. Marxistische Intellektuelle setzen dem mannigfache histo-
risch-materialistische Thesen entgegen. So interpretiert Slavoj Žižek die derzeitige 
Krise der Finanzen als eine Krise des kapitalistischen Westens nach alten Mustern, 
welche die materiellen Versprechungen der liberalen Demokratie zu Fall bringen.13 
Wolfgang Streeck hingegen diagnostiziert die gegenwärtige kapitalistische Finanz-, 
Fiskal- und Wachstumskrise als eine Krise neuen Typs in der Perspektive der «lang-
gezogenen Wende vom Sozialkapitalismus der Nachkriegszeit zum Neoliberalismus 
des beginnenden 21. Jahrhunderts».14 Soweit dieser aber «die Illusion sozial gerecht 

 9 Dabei verweist Mazower 2015 (wie Anm. 7) auf Golden Dawn @@Chrysi Avgi@@ in Griechenland, Mo-
vimento 5 Stelle in Italien und den Front National in Frankreich.

 10 Vgl. ebd.
 11 Vgl. Mark Mazower, The future of democracy. Are western democracies losing the ability to learn from 

their own mistakes?, Financial Times, 25. Oktober 2013, http://on.!.com/18TYFQv [11. November 
2015).

 12 Philip Coggan, The Last Vote. The Threats to Western Democracy, London 2014, S. 131 %.
 13 Vgl. Žižek 2013 (wie Anm.5).
 14 Aufgrund der «Rolle der internationalen Finanzdiplomatie» bei der «Regierung» des «Schuldenstaa-

tes», angesichts der Bedeutung der EU als «Liberalisierungsmaschine der europäischen Volkswirt-
scha!en» und infolge des Umbaus des Schuldenstaates in einen «europäischen Konsolidierungsstaat» 
konstatiert Streeck die «Au&ösung des Regimes des demokratischen Kapitalismus der Nachkriegszeit», 
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geteilten Wachstums nicht mehr zu erzeugen vermag», komme «der Moment, an 
dem sich die Wege von Kapitalismus und Demokratie trennen» müssen. Die durch 
die Europäische Union als «Liberalisierungsmaschine» beförderte Durchsetzung 
eines «Kapitalismus ohne Demokratie» führe zu Verteilungswirkungen, die sich de-
mokratisch immer weniger kontrollieren oder sozialpolitisch korrigieren liessen.15 
In diesem Zusammenhang habe das, so Streeck, «frivole Experiment» des Euro die 
exzessiven Staatsausgaben erst begünstigt, um anschliessend per Spardiktat die 
fiskalische Staatskrise zu verschärfen.16 Dass Konstruktionsmängel des Euro die 
Staatsschuldenkrise in der Eurozone begünstigten, ist kaum von der Hand zu wei-
sen. Sie sind aber zur Erklärung ebenso unzureichend wie Schuldzuweisungen an 
einzelne «schwarze Schafe» unter den Mitgliedstaaten, die gegen den auf Haushalts-
disziplin verpflichtenden Wachstums- und Stabilitätspakts verstiessen und von den 
für alle Euro-Länder günstigen Zinssätzen für Staatsanleihen profitierten, ohne sich 
gegen Risiken abzusichern.17

Damit beantwortet sich noch nicht die Frage, warum die globale Finanzkrise ge-
rade in der Eurozone so stark eskalieren konnte – und nicht ebenso etwa in Kanada, 
nicht einmal in den USA oder in anderen westlichen kapitalistischen Demokratien. 
Die Erklärung liefert Neil Fligsteins wirtschaftssoziologische Analyse, warum die 
«unsichtbare Hand» der Weltfinanzmärkte nach Ausbruch der US-Immobilienkrise 
2007/8 die Euroländer auf besonders heftige Weise attackieren konnte. Er zeigt, dass 
die einzelstaatlichen Gesetzgeber der EU ihre nationalen Bankensysteme derart ex-
zessiv deregulierten, dass die Banken, bar nationaler oder supranationaler Kontrol-
len, im internationalen Spiel der Finanzmärkte schier unbegrenzte, im Verhältnis zu 
anderen westlichen Staaten und gemessen am BNP, überproportionale Risiken an-
häufen konnten. Infolge ihrer engen Verflechtung mit US-Banken, führte die 2007/8 
in den USA ausbrechende Finanzkrise zu einer Bankenkrise, die in der Eurozone be-
sonders katastrophale Dimensionen annahm.18 Warum haben sich demokratische 
Regierungen in Europa selbstentmachtet, mit derart tiefgreifenden Folgen für die 
Demokratie?

(3) Selbstentmachtung der Demokratie durch Irrglauben an Marktrationalität. Die 
herrschende Lehre der sich angeblich selbst regulierenden rationalen Finanzmärkte 
suggerierte, demokratische Regierungen hätten guten Gewissens nationale Banken 
deregulieren müssen. Darüber hinaus machte sie die Architekten der europäischen 
Währungsunion glauben, dass sie die Disziplinierung der souveränen, aber schul-
denträchtigen Staaten den angeblich rationalen Finanzmärkten überlassen könnten. 

welche nicht mehr als «Legitimationskrise» des «Spätkapitalismus» zu begreifen sei (Streeck 2013, 
wie Anm. 8, S. 19 f.).

 15 Ebd., S. 235, 148 f.
 16 Ebd., S. 237 f.
 17 Armin Schäfer und Wolfgang Streeck argumentieren in ihrer Analyse "skalischer Krisen, dass die Zu-

nahme von Staatsschulden vor und nach 2007 aus einer Vielzahl von Faktoren resultiert, unter an-
derem dem Wirtscha!swachstumsende und dem entwickelten Wohlfahrtsstaat, Steuerwiderständen 
und der Geldstabilität, der Finanzmarktderegulierung und der globalen Finanzkrise (Armin Schäfer, 
Wolfgang Streeck, Introduction, in: dies. (Hg.), Politics in the Age of Austerity, Cambridge 2013, S. 6 %.).

 18 Neil Fligstein, Jacob Habinek, Sucker punched by the invisible hand: The world "nancial markets and 
the globalization of the US mortgage crisis, Socio-Economic Review (2014), S. 1–29.
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Diese Entscheidungen basierten auf irreführenden Ideen und hatten tiefgreifende 
Folgen für die Demokratie. Der Wirtschaftswissenschaftler Thomas Straubhaar ver-
tritt die entgegengesetzte These, die E"zienz- und Rationalitätsdefizite von Finanz-
märkten seien beträchtlich und stellten den tatsächlichen Dreh- und Angelpunkt des 
Konflikts zwischen Kapitalismus und Demokratie in Europa dar.19 Denn, entgegen 
den Erwartungen der wirtschaftsliberalen Lehre, wurden die Euro-Staaten durch die 
Finanzmärkte 2001-9 nicht durch Risikoaufschläge an der übermässigen (das heisst 
im Verhältnis zur Produktivität und Konkurrenzfähigkeit proportionalen) Verschul-
dung gehindert, sondern diese mit geringen «spreads» geradezu belohnt bezie-
hungsweise herausgefordert. Erst ex post belegten Finanzspekulanten Krisenstaaten 
mit exzessiven Sanktionen (Zinssätze von über 30%; drohende Staatspleiten). Nach 
der Lehre von den optimalen Währungsräumen ist eine gemeinsame Währung zum 
Scheitern verurteilt, wenn ihre Mitgliedschaft zu heterogen ist. Das Versagen der Ra-
tingagenturen, den «moral hazard» einzelner verschuldungsgefährdeter Regierun-
gen zu unterbinden, die Exzesse von Finanzspekulanten und schliesslich der Schock 
der Finanzkrise haben die Divergenzen innerhalb der Eurozone auf die Spitze getrie-
ben. Die irreführenden marktliberalen Lehren begünstigten einen degenerierten 
Finanzmarktkapitalismus, der im Extremfall selbst mit formaler Vertretungsdemo-
kratie unverträglich werden könnte.

(4) Demokratiemalaise aufgrund der «Alternativlosigkeit» der Euro-Rettung. Ein neo-
liberales «Denkkollektiv und politisches Programm»20 hat zunächst die Konstruk-
tion der Wirtschafts- und Währungsunion (WWU) im Vertrag von Maastricht und 
sodann auch die Euro-Rettungspolitik und die Reformen der WWU nach 2010 ge-
prägt.21 Die Kritik daran stützt sich auf drei Argumente:

Erstens seien die im Namen der Euro-Gläubigerstaaten in den Schuldnerstaa-
ten durchgesetzten neoliberalen Austeritäts- und Strukturreformprogramme kaum 
e!ektiv geeignet, die Geburtsfehler der Währungsunion zu korrigieren, das heisst 
die Konvergenz der ihr angehörenden Volkswirtschaften zu stärken, solange ein op-
timaler Währungsraum für eine integrierte Wirtschafts-, Fiskal- und Sozialunion 
fehle.22

Zweitens könne die Eurozone mit ihrem Krisenmanagement bestenfalls Zeit 
kaufen, damit werde die «vertagte Krise des demokratischen Kapitalismus» jedoch 
nicht gelöst, sondern «die Demokratie, wie wir sie kennen» sei «auf dem Weg, vom 

 19 Thomas Straubhaar, Kon"ikt zwischen Kapitalismus und Demokratie, www.euractiv.de/"nan-
zen-und-wachstum/interview/drohender-kon&ikt-zwischen-kapitalismus-und-demokratie-005268 
[11. November 2015].

 20 Philip Mirowski, Never Let a Serious Crisis go to Waste, London 2013, S. 42 %. Vgl. ebd. zur Konzeptual-
isierung des Neoliberalismus als «thought collective» mit «politischem Programm», das von der Mount 
Pèlerin Society ausging und mittlerweile drei «Teilsekten» umfasst: «Hayekian legal theory», «Chicago 
neoclassical economomics» und «German ordoliberalism».

 21 Als Beispiele für Analysen mit einem Ein&uss auf das Schuldenkrisenmanagement der EU seien ge-
nannt: Carmen Reinhart, Ken Rogo%, This Time is Di#erent. Eight Centuries of Financial Folly, Princ-
eton 2009; Alberto Alesina, Fiscal adjustments: lessons from recent history, Eco"n meeting Madrid 
2010, http://scholar.harvard.edu/"les/alesina/"les/"scaladjustments_lessons-1.pdf?m=1360040905 
[15. März 2016].

 22 Vgl. Fritz Scharpf, Monetary Union, Fiscal Crisis and the Preemption of Democracy, LEQS Annual Lecture 
Paper, London 2011.
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Kapitalismus abgetrennt und seinetwillen auf eine Kombination von Rechtsstaat 
und ö!entlicher Unterhaltung» reduziert zu werden.23

Drittens seien die Demokratiedefizite des Troika-Regimes im Modus techno-
kratischen Regierens der Eurozone angelegt und können durch eine Stärkung des 
Europäischen Parlaments nicht verschwinden, weil die zentralen europäischen Kon-
fliktlinien nicht zwischen Links und Rechts, sondern zwischen den Gläubiger- und 
Schuldnerländern verliefen.24

Trotz formeller parlamentarischer Legitimation von bi- oder multilateralen Ver-
trägen gründet der im Troika- und WWU-Regime vorherrschende Entscheidungs-
modus auf exekutivlastigen intergouvernementalen Verfahren. Diese verpflichten 
das Troika-Regime weder dem Europäischen noch den nationalen Euro-Parlamenten 
gegenüber zur Rechenschaft. Damit haben die demokratisch gewählten Regierun-
gen der Eurozone ihre eigenen Volkssouveräne ein erhebliches Stück entmachtet. 
Mit der gewählten Formel technokratischen Regierens können sie schwerlich ein 
ausreichendes Mass an Legitimität erzeugen, welches für die erfolgreiche Umset-
zung von Strukturreform- und Haushaltskonsolidierungsprogrammen notwendig 
wäre. Vielmehr riskieren sie, soziale Desintegrations- und Polarisierungsdynamiken 
innerhalb und zwischen den Euro-Ländern zu verstärken, welche dem Zusammen-
halt der Eurozone entgegenzuwirken drohen. Durch die angebliche Alternativlosig-
keit des Troika- und WWU-Regimes begünstigt, kann es radikaldemokratischen Ge-
genkräften gelingen, in den fragilsten Gliedern der Eurozone einen Linksrutsch der 
Regierung durchzusetzen. Einer oder mehrere solcher Regierungswechsel könnten 
der Eurostabilisierung zum Verhängnis werden. Zwar werden der nationale Wäh-
lerwille und die jeweilige Parlamentsmehrheit unter den Bedingungen einer Staats-
schuldenkrise die nationale Regierung daran hindern können, einem von früheren 
Regierungen abgeschlossenen Memorandum of Understanding weiter zu folgen, was 
die Euro-Gläubigerländer von ihr fordern werden. Aber auch wenn sie zu schwach 
bleiben würde, gegenüber den Kreditgebern einen antineoliberalen Kurswechsel 
durchzusetzen, so könnte eine solche Linksregierung doch dazu führen, den domi-
nanten Konsolidierungs- und Strukturreformkonsens der Euro-Partnerstaaten zu 
destabilisieren. Regierungen von Krisenstaaten, in denen die staatliche Souveränität 
durch ein Troika-Regime bereits eingeschränkt war, würden davon aber schwerlich 
profitieren. Vermutlich würden sie noch schwerwiegendere Kontrollverluste riskie-
ren, wenn sie die Kooperation mit den Euro-Partnerstaaten und deren Konditiona-
litäten aufkündigen. Sie wären bald zahlungsunfähig, ohne Zugang zu den Finanz-
märkten und gezwungen, den Staatsbankrott zu erklären. Gleichzeitig würde damit 
die Unfähigkeit der Eurozone wachsen, das e!ektiv Notwendige zu tun; «Europa in 
der Falle» gipfelt dann in einem «Notstand der Demokratie».25

(5) Demokratische Selbstentmachtung, von der Bankenderegulierung zum Austeritätsre-
gime. Zusammenfassend sei festgehalten, dass demokratiepessimistische Narrative 
zur Euro-Finanzkrise den Niedergang der Demokratie als einen Prozess der progres-

 23 Vgl. Streeck 2013 (wie Anm. 8), Klappentext Rückseite.
 24 Vgl. Martin Höpner, Der integrationistische Fehlschluss, Leviathan 43:1 (2015), S. 29–42.
 25 Claus O%e, Europa in der Falle, Blätter für deutsche und internationale Politik 1 (2013), S. 67–80.
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siven Selbstentmachtung zugunsten des global expandierenden Finanzkapitalismus 
in vier Schritten erkennen lassen. Danach haben demokratische Regierungen ihre 
nationalen Souveräne sukzessive geschwächt, erstens mit dem expandierenden 
Schuldenstaat, zweitens durch die Bankenderegulierung, drittens durch das Konsoli-
dierungsregime und schliesslich durch ihre Geschichtsvergessenheit, Lektionen aus 
Zusammenbrüchen der Demokratie zu ziehen und Extremismustendenzen beizei-
ten entgegenzutreten. Diese Entdemokratisierungsprozesse sind in der neoliberalen 
Wende der achtziger Jahre angelegt, als demokratische Regierungen beschlossen, 
die staatliche Marktregulierung durch Selbstregulierung kapitalistischer Märkte 
zu ersetzen und damit die globale Expansion des Finanzkapitalismus freizusetzen. 
Opfer der Disziplinierung durch die deregulierten globalen Finanzmärkte waren 
und sind nicht nur die Staaten, sondern auch die demokratischen Souveräne, deren 
Niedergang Colin Crouch als «Fassadendemokratie» beschrieb.26 Für die progres-
sive Selbstentmachtung der demokratischen Souveräne spricht aber auch die These 
eines von der Parteienwettbewerbsdemokratie begünstigten moral hazard. Diesem 
liess sich, wie wir nun wissen, keineswegs dadurch entgegenwirken, dass die Staats-
finanzierung der angeblich disziplinierenden Vernunft der «unsichtbaren Hand» 
der Finanzmärkte unterstellt wurde. Das Gegenteil war der Fall, wie die neueste Fi-
nanzkrise lehrte.

Ob und inwieweit es in der Konstellation der Eurozone nicht nur nötig, sondern 
auch möglich wäre, diesen selbstzerstörerischen Dynamiken zwischen Markt, Staat 
und Demokratie Einhalt zu gebieten, soll anhand von Krisennarrativen als Chancen 
für den Wandel der Demokratie im folgenden Abschnitt erörtert werden.

Optimistische Narrative: Krise und Wandel, nicht Niedergang der Demokratie

Trotz der jüngsten Finanz- und Staatsschuldenkrisen herrscht in der wissenschaftli-
chen Debatte keineswegs einhelliger Konsens, dass die Demokratie nach ihrer welt-
weiten Expansion in den neunziger Jahren in den 2000ern in eine demokratische 
Rezession eingetreten sei. Im Gegenteil, Philippe Schmitter zufolge durchläuft sie 
derzeit eine Phase von Krise und Wandel: Unter Wissenschaftlern und Politikern 
bestehe Konsens, dass demokratische Praxen im Niedergang begri!en seien, gleich-
zeitig sei man sich aber auch weitgehend einig, dass niemals der Wunsch nach De-
mokratie als einem Ideal – das heisst «die Selbstregierung durch Bürger mit gleichen 
Rechten und gleichem Einfluss auf politische Entscheidungen und die Führung der 
ö!entlichen Angelegenheiten» – grösser oder weiter verbreitet gewesen sei. Die 
Krise resultiere aus der sich vergrössernden Kluft zwischen Ideal und Realität und 
den wachsenden Schwierigkeiten, die Demokratie nicht abzubauen oder zu zerstö-
ren, sondern die Art und Weise ihrer Praktizierung zu ändern: «Democracy will sur-
vive by transitioning into a new, as yet unknown, form.»27

 26 Colin Crouch, Postdemokratie, Frankfurt am Main 2008.
 27 Philippe Schmitter, Crisis and Transition, But Not Decline, Journal of Democracy 26:1 (2015), S. 32–44, 

hier Abstract.
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Zu diesen demokratischen Wandlungsprozessen in Europa, welche die Euro-
krise anstiess, gehören Tendenzen zur Europäisierung der nationalstaatlichen Par-
teiendemokratie, zur supranationalen demokratischen Entwicklung der EU und zur 
Ausdi!erenzierung einer Politik der Euro-Union.

(1) Wandel der Parteiendemokratie durch Europäisierung. Noch vor zehn Jahren hät-
ten nationale Wahlen in einem EU-Mitgliedsstaat kaum die Ö!entlichkeiten au-
sserhalb des jeweiligen Landes interessiert, und Einflussnahmen von aussen wären 
als Einmischungen in innere Angelegenheiten zurückgewiesen worden. Seit dem 
Höhepunkt der Eurokrise 2011/12 stossen Wahlkampagnen, Regierungsprogramme 
und staatliche Reformen grenzüberschreitend auf hohes Interesse. Nationale Wahl-
ergebnisse betre!en nunmehr alle im Euro-Währungsverbund zusammengeschlos-
senen Staaten. Wie ein Land wählt, hat Auswirkungen auf die Politik der Eurozone 
und auf alle ihre Mitglieder, im Positiven wie im Negativen. Die Europäisierung der 
nationalen Demokratie kann regelmässige freie Wahlen oder Regierungswechsel 
formell nicht ausser Kraft setzen. Aber wenn unter Bedingungen staatlicher Finanz-
krisen eine nationale Regierung sich als «unverantwortlich» erweist, und hieraus 
inakzeptable Risiken für Euro-Partnerländer drohen, können auf Druck der Euro-
zone Technokraten die Regierungsgeschäfte übernehmen. Dies war der Fall in zwei 
der fünf «Programmländer» – Italien und Griechenland – auf dem Höhepunkt der 
Eurokrise.28 Am Massstab der elektoralen Demokratie gemessen, setzten die im Ein-
vernehmen mit den EU Institutionen bestellten «Übergangsregierungen», wenn 
auch zeitlich begrenzt, die Parteiendemokratie ausser Kraft. In beiden Fällen folgte 
anschliessend ein umso tieferer Umbruch der Parteiensysteme sowie ein Linksruck 
der Regierungen.

Infolgedessen wurde bis heute kein Beispiel für eine nichtkapitalistische Demo-
kratie etabliert, aber die Zahl der infolge von Finanzkrisen demokratisch gewählten 
Linksregierungen steigt (Argentinien, Brasilien, Chile in Lateinamerika; in Europa 
seit 2013 Italien und 2015 Griechenland). Diese Regierungen versuchen, eine grö-
ssere soziale Gleichheit vermittels staatlicher Strukturreformen der Marktökono-
mie auf den Weg zu bringen. Auftrieb gab ihnen die wirtschaftliche Stagnation der 
Krisenländer. Nach der durch die Intervention der Europäischen Zentralbank erfolg-
reichen Euro-Rettung im August 2012 verharrte die Euro-Wirtschaft in einer chro-
nischen Depression, mit negativen oder geringen positiven Wachstumsraten, in 
welcher sich die Schere zwischen Budget-Überschuss- und -Defizit-Ländern weitete, 
die Schuldentragfähigkeit insbesondere Griechenlands abnahm und die Arbeitslo-
sigkeit, Einkommensdisparitäten sowie Verarmungstendenzen in der wirtschaftlich 
konkurrenzschwächsten Peripherie der EU zunahmen. In deren Folge gelang es ne-
ben Syriza in Griechenland und Podemos in Spanien auch anderen linksradikalen 
Parteien, in den Mainstream der europäischen Politik vorzudringen.29

 28 So führte der Wirtscha!sprofessor und ehemalige EU Kommissar Mario Monti Italien von November 
2011 bis April 2013 mit einem Kabinett ausschliesslich parteiloser Minister; und zeitgleich übernahm 
in Griechenland der Ökonom und ehemalige Vizepräsident der Europäischen Zentralbank Loukas Papa-
dimos die Regierung, die allerdings nur bis Mai 2012 währte.

 29 Luke March berechnete, dass sich die Stimmenanteile linker Parteien in den EU-Ländern 2008–2014 
im Durchschnitt um 2,1% erhöhten, dabei zwischen 4,5 und 12,8% in Dänemark, Griechenland, Lett-
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(2) Demokratiewandel durch supranationale Entwicklung einer Union der europäi-
schen Bürger und Staatsvölker. Für demokratischen Wandel gebe es durchaus Chancen, 
so Jürgen Habermas, denn Europa stehe «am Scheideweg zwischen intelligenter 
Erweiterung des Zukunftshorizonts und erschrockenem Einschrumpfen der Pers-
pektiven auf das eigene Revier».30 Dabei wirkten «Abstiegsängste aufseiten vieler 
Bürger einerseits und eine Krisenpolitik mit handgreiflichen Ungerechtigkeiten» 
zusammen, und hätten «die Nationalgesellschaften gegeneinander aufgebracht»; 
die «schreienden sozialen Ungerechtigkeiten» infolge der Austeritäts- und Reform-
zwänge durch die Währungsunion sowie der fehlende Mut, europäische Themen in 
die Ö!entlichkeit zu bringen, gefährdeten «das Projekt Europa». Zur Überwindung 
dieser gefährlichen Situation entwirft Habermas die Vision einer demokratisch wei-
terentwickelten Europäischen Union, die sowohl die sozialen und bürgerrechtlichen 
Errungenschaften des Nationalstaates erhalten als auch die Vorzüge einer grossen, 
demokratisch verfassten politischen Einheit bieten solle. Dazu schlägt er die Kon-
zeption einer «doppelten Souveränität» vor, welche eine Einheit aus der Gesamtheit 
der europäischen Bürger und den demokratisch verfassten europäischen Staatsvöl-
kern bildet; eine solche «heterarchische» Verfassung für Europa sei konsensfähig 
und praktikabel, um die Übertragung weiterer Befugnisse auf die EU-Ebene zu legi-
timieren und den für eine solidarische Bewältigung der Krise notwendigen Politik-
wechsel durchzusetzen.31 Dagegen wandte Fritz Scharpf ein, das «Dilemma der su-
pranationalen Demokratie in Europa» bestünde darin, dass unter den Bedingungen 
der Währungsunion ökonomische Argumente gegen deren Praktikabilität sprächen: 
Um fundamentale politische Konflikte auszutragen und zu entscheiden, impliziere 
die doppelte Souveränität «supermajoritäre Entscheidungsregeln zum Schutz der 
legitimen Diversität der Mitgliedsvölker», was jedoch die institutionellen Konsens-
zwänge der europäischen Politik gerade reproduzieren würde, die eine «supranati-
onale europäische Demokratie überwinden müsste».32 Auch, wie Hauke Brunkhorst 
argumentiert, reichten Parlamentarismus plus Ö!entlichkeit nicht aus, «um die 
Vorherrschaft der Wirtschaftsverfassung zu brechen und der Erpressungsmacht des 
Kapitals eine Macht entgegenzusetzen, die ihr gewachsen» sei; mögliche Lösung 
seien in transnationalen gewerkschaftlichen Koalitionen, in der Politisierung trans-
nationaler Konfliktlinien und Koalitionsbildungen zu suchen.33 Solche Strategien 
könnten die vorkonstitutionellen Voraussetzungen demokratischer europäischer 

land, Niederlanden und Slovenien wuchsen; siehe Luke March, Beyond Syriza and Podemos, other 
radical le! parties are threatening to break into the mainstream of European politics, LSE, EUROPP 
(2015), http://bit.ly/1BoX6Ej [11. November 2015].

 30 Jürgen Habermas, Warum der Ausbau der Europäischen Union zu einer supranationalen Demokratie 
nötig und wie er möglich ist, Leviathan 42:4 (2014), S. 524–538, hier S. 524.

 31 Jürgen Habermas, Zur Prinzipienkonkurrenz von Bürgergleichheit und Staatengleichheit im supranati-
onalen Gemeinwesen. Eine Notiz aus Anlass der Frage nach der Legitimität der ungleichen Repräsenta-
tion der Bürger im Europäischen Parlament, Der Staat 53:2 (2014), S. 167–192.

 32 Fritz Scharpf, Das Dilemma der supranationalen Demokratie in Europa, Leviathan 43:1 (2015), S. 11–28, 
hier S. 12.

 33 Hauke Brunkhorst, Auswege aus der technokratischen Falle? Die unbeachtete Wirtscha!sverfassung 
Europas, Leviathan 42:4 (2014), S. 508–523, hier S. 522.
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Prozesse stärken und die Vermittlung von politökonomischen Interessenkonflikten 
besser fundieren als es der intergouvernementale Modus der Euro-Gruppe vermöge.34

(3) Demokratieförderung durch «smarte» Euro-Regierung. Wie muss eine smarte 
Euro-Regierung ausgelegt sein, damit sie demokratische Politik darin unterstützen 
kann, sich gegenüber den Zwängen und Risiken des globalisierten Finanzkapitalis-
mus zu behaupten? Der These von Robert Keohane, Stephen Macedo und Andrew 
Moravcsik folgend, können «wohlgeformte multilaterale Institutionen die Qualität 
der Demokratie daheim verbessern»; dabei räumen sie allerdings ein, dass anders 
als die EU viele existierende multilaterale Institutionen diesen E!ekt nicht hätten.35 
Doch sind die Beziehungen auch zwischen EU und Demokratieförderung komplexer 
Natur. Dies ist nicht zuletzt auf die Variationen im Verhältnis von Kapitalismus und 
Demokratie zurückzuführen. Dabei seien gute Zeiten dadurch gekennzeichnet, so 
Philippe Schmitter und Arpad Todor, dass die Stabilität der marktwirtschaftlich-de-
mokratischen Institutionen aus der Passförmigkeit zwischen einem spezifischen 
kapitalistischen Modell («variety of capitalism») und dem vorherrschenden Demo-
kratietyp resultiert.36 Wenn in der Eurozone unterschiedliche Demokratie- und Ka-
pitalismusmodelle koexistieren, dann wären die Ursachen von Krisen in Störungen 
des konstruktiven Wechselspiels zwischen Kapitalismus und Demokratie zu suchen. 
Die Frage ist dann, wie eine «smarte» Euro-Regierung die jeweiligen Dilemmata lö-
sen helfen und die spannungsreiche Komplexität wieder ins Lot bringen kann.

Fazit: Perspektiven der Euro-Regierung "r die kapitalistische Demokratie

Infolge der Finanzkrise ist die Demokratie mehr noch als Europa in der Falle, so die 
Ausgangsprämisse dieses Beitrags.37 Um erkennen zu können, welche Chancen ihr 
im globalen Kapitalismus des 21. Jahrhunderts verbleiben, schlage ich vor, dass wir 
uns von dem Irrglauben trennen, die Europäische Integration sei dafür das Haupt-
problem. Vielmehr wäre ernsthaft die These zu prüfen, dass die WWU, sofern sie ent-
sprechend vollendet wird, einen Bündnispartner für die Demokratie darstellt, der sie 
befähigen kann, sich gegenüber der Weltwirtschaft besser zu behaupten. Um dieses 
Argument plausibel zu machen, lassen sich im Anschluss an Dani Rodriks «Globali-
sierungsparadox» theoretische und faktenbasierte Gründe anführen.

Dani Rodriks Globalisierungsparadox38 zufolge existieren Zielkonflikte zwi-
schen Demokratie, autonomer Staatlichkeit und Globalisierung, welche für die ka-
pitalistische Demokratie drei unterschiedliche Szenarien erö!nen: (1) Entweder ist 
sie zum Niedergang verurteilt, wenn die Kräfte der Globalisierung mit den Staaten 

 34 Vgl. Höpner 2015 (wie Anm. 24).
 35 Robert Keohane, Stephen Macedo, Andrew Moravcsik, Democracy-Enhancing Multilateralism, Interna-

tional Organization 63 (2009), S. 1–31, hier S. 2.
 36 Vgl. Philippe Schmitter, Arpad Todor, Varieties of capitalism and types of democracy, in: Masanobu Ido 

(Hg.), Varieties of Capitalilism, Types of Democracy and Globalization, London 2012.
 37 Damit kehre ich für die hier untersuchte Demokratiefrage die in «Europe Entrapped» von Claus O%e 

entwickelte Argumentation um (vgl. O%e 2013, wie Anm. 25).
 38 Dani Rodrik, Das Globalisierungs-Paradox. Die Demokratie und die Zukun! der Weltwirtscha!, München 

2011.
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ein Bündnis schliessen und ihre Interessen auf Kosten demokratischer Souveräne 
durchsetzen. (2) Alternativ kann demokratische Politik versuchen, auf dem Wege 
der Renationalisierung von Staatlichkeit der finanzkapitalistischen Globalisierung 
Grenzen zu setzen. Oder aber (3) Demokratie muss ein globales «Upgrade» durch-
laufen, das heisst die demokratische Gestaltung der Globalisierung erlernen, wenn 
auch unter weitergehenden Verlusten an souveräner Staatlichkeit.

Die Europäische Union bietet ein weltweit einzigartiges Laboratorium, dieses 
politische Trilemma des demokratischen Kapitalismus zu untersuchen. Über ein 
halbes Jahrhundert (1957–2007) wuchs die EU zu einem historisch einzigartigen 
Projekt heran, welches der Demokratieförderung und -stabilisierung durch die re-
gionale Integration einer wachsenden Zahl demokratischer Mitgliedstaaten dient. 
Seit 2008 durch die globale Finanzkrise und seit 2010 durch wachsende staatliche 
Schuldenberge zunehmend unter Druck gesetzt, steckt demokratische Politik im 
Trilemma: Müssen die EU-Mitgliedstaaten ihre demokratischen Errungenschaften 
opfern, um die WWU im Rahmen des globalen Finanzkapitalismus stabilisieren 
zu können? Sollten sie aus Währungsunion, Binnenmarkt und EU austreten, in der 
Ho!nung, damit ihre Volkssouveränität in einer Welt globaler Interdependenzen 
retten zu können? Oder bleibt ihnen nichts anderes als zu versuchen, den globalen 
Finanzkapitalismus zu demokratisieren?

Wenn wir diese Optionen im Hinblick auf die Chancen für die Demokratie in 
der Euro-Union prüfen, ist zu vermuten, dass keine von ihnen eine für Eliten wie 
Bürger realistische, e!ektive und normativ konsensfähige Lösung bietet. Demokra-
tie in Europa hätte kaum nachhaltige Chancen, wenn die Eurozone in den Rahmen 
der nationalstaatlichen Demokratie zurück gebaut, oder wenn eine technokratische 
Supranationalisierung der WWU erfolgen oder wenn eine demokratische Global-
regierung angestrebt würde. Faktisch gelang es der EU, in den kritischen Jahren 
2010–2014 allen Unkenrufen zum Trotz den Euro zu retten.39 Die Euro-Union war 
angesichts der Euro-Finanzkrise zwar nicht besonders schnell, aber keineswegs 
handlungsunfähig oder erfolglos. Indem es ihr gelang, die Finanzmärkte zu beruhi-
gen und den Euro zu stabilisieren, schuf sie auch Voraussetzungen für die spätere 
Rückkehr zu demokratischer Staatlichkeit in den Konsolidierungsstaaten. Über ein 
umfangreiches Paket durchgreifender Reformen hinaus legten der Europäische Rat, 
die Europäische Kommission, das Europäische Parlament und die Europäische Zent-
ralbank das Programm zur «Vollendung» der WWU vor, das allerdings auf Stärkung 
demokratischer Kontrolle und Legitimation noch weitgehend verzichtet. Mit diesen 
demokratischen Dimensionen der WWU-Reform befassen sich dagegen eine Viel-
zahl institutioneller und zivilgesellschaftlicher Akteure. Mit innovativen Strategien 
der Demokratieförderung, einschliesslich der Stärkung nationaler Parlamente und 
des Europäischen Parlaments, verfolgen sie das Ziel, die politische Dimension der 
WWU zu entwickeln und diese damit demokratisch zu legitimieren.40

 39 Vgl. Peter Spiegel, How the Euro was saved, Financial Times. Der Beitrag erschien 2014 in mehreren 
Teilen und ist im Netz abru'ar: http://on.!.com/1grHmac [11. November 2015].

 40 Für eine dezidierte demokratietheoretische Fundierung der Steuerung der Finanz- und Staatsschul-
denkrise plädieren unter anderen Vertreter der Kritischen Theorie wie Jürgen Habermas, Hauke Brunk-
horst, Claus O%e, Thomas Biebricher und Frieder Vogelmann; Politikwissenscha!ler wie Jürgen Neyer, 
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Zielführender für eine im Kontext des globalen Finanzkapitalismus des 21. Jahr-
hunderts funktionsfähige Demokratie wäre daher eine konstitutionell stabilisierte, 
politische Weiterentwicklung der WWU. Um wirtschaftliche Globalisierung, auto-
nome Staatlichkeit und Demokratie auszubalancieren, wären innovative Mecha-
nismen einer «Euro-Regierung» erforderlich, welche drei politische Funktionen zu 
erfüllen hätten: Auf globaler Ebene die europäischen Werte und Interessen zu vertre-
ten; auf (sub)nationaler Ebene die staatlich-administrativen Kapazitäten nachhaltig 
zu stärken; und auf der Ebene der europäischen Bürgerschaft zivile, politische und 
soziale Grundrechte zu verwirklichen. Auf der Grundlage einer solchen Trias poli-
tischer Zielvorgaben für die «Vollendung der WWU» könnte die Euro-Union dem 
Risiko entgegen wirken, dass Demokratie im 21. Jahrhundert zwischen «Scylla und 
Charybdis» zerrieben wird.41

Sergio Fabbrini, Berthold Rittberger, Andreas Maurer; Verfassungs- und Europarechtler wie Andrea 
Manzella; sowie Wirtscha!s- und Finanzjournalisten und liberale Publizisten (The Economist). siehe 
auch den Band von Adriana Ciancio (Hg.), Nuove strategie per lo sviluppo democratico e l’integrazione 
politica in Europa, Rom 2014.

 41 Ohne eine demokratieförderliche Weiterentwicklung der WWU wird es keiner Regierung gelingen, 
einen sozialen und demokratischen Kurswechsel im nationalstaatlichen Rahmen durchzusetzen, was 
das Demokratiemisstrauen weiter schüren wird: «When […] the economy is damaged and there is no 
perspective, people radicalise. And when they see that no matter who you vote for there is no change 
then they distrust democracy»; vgl. die Aussagen von Zoe Le(ofridi und Evi Pappa in einem Artikel von 
Nicholas Barrett, Syriza, Scylla and Charybdis, EUI Times, https://times.eui.eu/syriza-scylla-and-cha-
rybdis.html [11. November 2015].
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